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***III Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung)

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Entwurf eines Rechtsakts 
vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines Rechtsakts

Änderungsanträge des Parlaments in Spaltenform

Streichungen werden durch Fett- und Kursivdruck in der linken Spalte 
gekennzeichnet. Textänderungen werden durch Fett- und Kursivdruck in 
beiden Spalten gekennzeichnet. Neuer Text wird durch Fett- und 
Kursivdruck in der rechten Spalte gekennzeichnet.

Aus der ersten und der zweiten Zeile des Kopftextes zu jedem der 
Änderungsanträge ist der betroffene Abschnitt des zu prüfenden Entwurfs 
eines Rechtsakts ersichtlich. Wenn sich ein Änderungsantrag auf einen 
bestehenden Rechtsakt bezieht, der durch den Entwurf eines Rechtsakts 
geändert werden soll, umfasst der Kopftext auch eine dritte und eine vierte 
Zeile, in der der bestehende Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene 
Bestimmung des bestehenden Rechtsakts angegeben werden.

Änderungsanträge des Parlaments in Form eines konsolidierten Textes

Neue Textteile sind durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet. Auf 
Textteile, die entfallen, wird mit dem Symbol ▌hingewiesen oder diese 
Textteile erscheinen durchgestrichen (Beispiel: „ABCD“). Textänderungen 
werden gekennzeichnet, indem der neue Text in Fett- und Kursivdruck steht 
und der bisherige Text gelöscht oder durchgestrichen wird.
Rein technische Änderungen, die von den Dienststellen im Hinblick auf die 
Erstellung des endgültigen Textes vorgenommen werden, werden allerdings 
nicht gekennzeichnet.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zum Standpunkt des Rates im Hinblick auf den Erlass einer Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über bestimmte Verfahren für die Anwendung 
des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Serbien 
andererseits
(17930/1/2013 – C7-0028/2014 – 2011/0465(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: zweite Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Standpunkts des Rates in erster Lesung (17930/1/2013 – C7 
0028/2014),

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt in erster Lesung1 zu dem Vorschlag der 
Kommission an das Europäische Parlament und den Rat (COM(2011)0938),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 7 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– gestützt auf Artikel 72 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses für internationalen Handel für die zweite 
Lesung (A7-0116/2014),

1. billigt den Standpunkt des Rates in erster Lesung;

2. stellt fest, dass der Gesetzgebungsakt entsprechend dem Standpunkt des Rates erlassen 
wird;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Rechtsakt mit dem Präsidenten des Rates gemäß 
Artikel 297 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu 
unterzeichnen;

4. beauftragt seinen Generalsekretär, den Gesetzgebungsakt zu unterzeichnen, nachdem 
überprüft worden ist, dass alle Verfahren ordnungsgemäß abgeschlossen worden sind, 
und im Einvernehmen mit dem Generalsekretär des Rates die Veröffentlichung des 
Gesetzgebungsakts im Amtsblatt der Europäischen Union zu veranlassen;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

1 Angenommene Texte vom 25.10.2012, P7_TA(2012)0389.
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BEGRÜNDUNG

Am 29. April 2008 wurde in Luxemburg ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen 
(SAA) zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
der Republik Serbien andererseits unterzeichnet. Es trat am 1. September 2013 in Kraft.

Mit Blick auf eine wirksame Anwendung des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens 
schlug die Kommission eine Verordnung über bestimmte Verfahren für die Anwendung der 
den Handel und Handelsfragen betreffenden Teile des Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommens vor.

Dies war zuvor bereits bei anderen Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen und 
Interimsabkommen mit den westlichen Balkanstaaten so gehandhabt worden, und zwar im 
Rahmen der

– Verordnung des Rates (EG) Nr. 2248/2001 (EG/Kroatien SAA und Interimsabkommen), 

– Verordnung des Rates (EG) Nr. 153/2002 (EG/EYRM SAA und Interimsabkommen), 

– Verordnung des Rates (EG) Nr. 1616/2006 (EG/Albanien SAA und Interimsabkommen),

– Verordnung des Rates (EG) Nr. 140/2008 (EG/Montenegro SAA und Interimsabkommen), 

– Verordnung des Rates (EG) Nr. 594/2008 (EG/Bosnien und Herzegowina SAA und 
Interimsabkommen).

Diese Verordnungen waren Teil des allgemeinen Rechtsakts für den Handel – „Trade 
Omnibus I“ – (2011/0039(COD)), mit dem die Verordnungen über den Handel an die an die 
Verfahren der delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte, wie sie nach dem Vertrag 
von Lissabon gelten, angepasst werden sollten. In der ersten Lesung legte der Berichterstatter 
Änderungsanträge vor, die die Änderungen widerspiegelten, die für die fünf oben genannten 
Verordnungen im Rahmen des „Trade Omnibus I“ vorgeschlagenen worden waren. Die 
Verhandlungen über den „Trade Omnibus I“ wurden im Juli 2013 erfolgreich abgeschlossen. 

Das Parlament hat seinen Standpunkt in erster Lesung am 25. Oktober 2012 im Plenum 
angenommen. Aufgrund des Zusammenhangs mit „Trade Omnibus I“ begannen die 
inoffiziellen Verhandlungen erst im Herbst 2013 unter der Leitung des litauischen 
Ratsvorsitzes. Die Verhandlungsteams des Parlaments und des Rates erzielten am 26. 
November 2013 eine Einigung über das Dossier. Dabei wurde dem Kompromiss zum „Trade 
Omnibus I“ sowie dem Inkrafttreten des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen 
zwischen der EU und Serbien Rechnung getragen.

Das Ergebnis der Verhandlungen wurde dem INTA-Ausschuss am 17. Dezember 2013 zur 
Genehmigung vorgelegt und vom Ausschuss mit überwältigender Mehrheit gebilligt. 
Daraufhin sagte der Ausschussvorsitzende in seinem Schreiben vom 18. Dezember 2013 an 
den Vorsitz des AStV II zu, dass er dem Plenum empfehlen werde, den Standpunkt des Rates 
in erster Lesung ohne Änderungen zu billigen. Nach der Überprüfung durch die Rechts- und 
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Sprachsachverständigen nahm der Rat seinen Standpunkt in erster Lesung an und bestätigte 
damit die Vereinbarung vom 28. Januar 2014.

Angesichts des oben genannten Sachverhalts schlägt der Berichterstatter vor, den Standpunkt 
des Rates ohne Änderungen zu billigen.



PE528.140v02-00 8/8 RR\1019776DE.doc

DE

VERFAHREN
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